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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
lebhafte Debatten waren in dieser 
Plenarwoche wieder an der Tages-
ordnung. Streitthemen wie die 
Folgen des Hartz-IV-Urteils und 
die Zukunft des Sozialstaates, 
sowie der Missbilligungsantrag ge-
gen unseren Ministerpräsidenten 
Christian Wulff standen auf der 
Tagesordnung und verleitete zu 
hitzigen Auseinandersetzungen. 
Aber auch die Präsentationen der 
Entwürfe des Landtagsumbaus 
standen im Mittelpunkt. 
Insgesamt waren 12 Gesetzge-
bungsverfahren zu bearbeiten, u.a. 
zum Natur- und Umweltschutz, 
sowie 38 Entschließungsanträge. 
Wir haben es geschafft und ich 
wünsche Ihnen viel Spaß beim 
Lesen. 
 
Herzlichst Ihre 

�
Gudrun Pieper 
�
�
�
�

 

TERMINE 
 

 

12.03.2010                    
 Kreistag in Bad Fallingbostel 
 
16.03. – 19.03.2010         
Plenum in Hannover 
 
22.03.2010                   
Bundesausschuss in Berlin 
 
24.03. – 25.03.2010        
AK Bund, Europa und Medien in 
den Niederlanden 
 

 
 

BETREUUNG VON ARBEITSLOSEN 

AUS EINER HAND SICHERSTELLEN  
 

 Auf Antrag der CDU-Fraktion hat sich 
der Niedersächsische Landtag in einer 
aktuellen Stunde mit der Neuorgani-
sation der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende befasst. Das Bundes-
verfassungsgericht hat die in § 44b 
SGB II geregelte Zusammenarbeit 
zwischen Kommunen und der Bundes-
agentur für Arbeit mittlerweile als unzu-
lässige Mischverwaltung für verfas-
sungswidrig erklärt. Dem Bundes-
gesetzgeber wurde auferlegt, bis Ende 
2010 eine verfassungskonforme Lö-
sung umzusetzen. 
Wir haben uns im Niedersächsischen 
Landtag seit dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts mehrfach mit 
der erforderlichen Neuorganisation der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende 
befasst. Nun ist Bewegung in die 
Frage gekommen und die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, die Ministerpräsi-
denten der Union und die Bundesar-
beitsministerin haben eine Einigung 
erzielt. Es ist jetzt die Möglichkeit eröff-
net, um die Hilfen für Arbeitssuchende 
zum Wohl der Betroffenen in der bis-
herigen Form fortführen zu können. 
Dabei geht es um Leistung aus einer 
Hand, entweder durch die gemein-
same Aufgabenwahrnehmung von 
Bund und Kommunen in den Jobcen-
tern, oder durch die so genannten 
Optionskommunen. 
Wegen der erforderlichen 2/3-Mehr-
heit in Bundestag und Bundesrat liegt 
es jetzt an der SPD, ihrer mehrfach 
angekündigten Kooperationsbereit-
schaft auch Taten folgen zu lassen. Im 
Niedersächsischen Landtag gibt es 
einen fraktionsübergreifenden Kon-
sens: Die Frage der zukünftigen 
Ausgestaltung der Arbeitsvermittlung 
muss unverzüglich geregelt werden, 
auch angesichts der vor uns liegenden 
Herausforderungen im Bereich der 

Arbeitsmarktpolitik. Es geht um die 
Frage, wie Millionen von Menschen 
effektiv vom Staat dabei unterstützt 
werden können. Und ebenso geht es 
um ein effizientes Verwaltungs-
verfahren zur Auszahlung der Leis-
tungen von mehr als 40 Milliarden 
Euro pro Jahr! 
Wir, von der CDU-Landtagsfraktion, 
und die Landesregierung haben sich 
mehrfach für eine Verfassungs-
änderung ausgesprochen, um so 
weiter Leistungen aus einer Hand zu 
gewährleisten. Und wir setzen auch 
zukünftig auf die Kompetenz vor Ort. 
Wir plädieren für eine Wahlfreiheit 
der Kommunen: entweder Koope-
ration mit der Bundesagentur für 
Arbeit oder selbst organisierte Hilfe. 
Beides hat sich bewährt! Und mit 
unserer Optionskommune hier im 
Landkreis Soltau-Fallingbostel hat 
sich gezeigt, dass wir näher am 
Menschen sind und Hilfen schneller 
gewährleisten können. 
In Niedersachsen gibt es einen posi-
tiven Wettbewerb bei der Leis-
tungserbringung: 13 niedersächs-
ische Optionskommunen, 30 Ar-
beitsgemeinschaften und vier ge-
trennte Trägerschaften in den Land-
kreisen Uelzen, Lüchow-Dannen-
berg, Celle und der Wesermarsch. 
Das bedeutet aus Sicht der CDU: 
Wer optieren möchte, sollte auch 
optieren dürfen und die Aufgabe 
eigenverantwortlich unter der 
Rechtsaufsicht des Bundes wahr-
nehmen. Für eine zahlenmäßige Be-
grenzung der Optionskommunen – 
wie es die SPD gefordert hat – gibt 
es absolut keinen Grund.  
Das Gebot der Stunde heißt: Prag-
matismus statt Ideologie, zum Vorteil 
für die Arbeitssuchenden. Und zum 
Vorteil für die vielen Mitarbeiter vor 
Ort, die wissen wollen, wo und wie 
sie zukünftig ihre wertvolle Arbeit 
erbringen werden. Deshalb 
brauchen wir auch die Änderung des 
Grundgesetzes! 
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 LANDTAG BESCHLIEßT DREI 
UMWELTGESETZE 

 
 
 
 
 

Drei wichtige Umweltgesetze hat der 
Niedersächsische Landtag beschlos-
sen: Das Gesetz zur Neuordnung des 
Naturschutzrechtes, das Niedersächs-
ische Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) sowie das 
Niedersächsische Wassergesetz. 
Damit bekommt Niedersachsen zum 
1. März 2010 ein eigenständiges 
Naturschutzrecht, das den Spielraum 
des Bundesgesetzgebers nutzt, natur-
schutzrechtliche Bürokratie abbaut 
und bestehende Unklarheiten in den 
Gesetzen beseitigt. 

Das Naturschutzrecht war im Zuge 
der Föderalismusreform zur Länder-
sache geworden.  Niedersachsen 
nutzt jetzt somit den gegebenen Spiel-
raum für ein praxistaugliches Natur-
schutzrecht, dass beispielsweise eine 
Bagatellregelung für Eingriffe in die 
Natur sowie eine Neuregelung zum 
Betretungsrecht einführt. Das be-
deutet, dass Naturschutzbehörden 
künftig das Betreten von Grund-
stücken und Betriebsräumen vorher 
ankündigen müssen.  

Nach dem neuen Wassergesetz wird 
es künftig bei Gewässern einer dritten 
Ordnung (Wassergräben) keine zu-
sätzlichen Gewässerrandstreifen zum 
Schutz vor Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteleinträgen mehr geben. 
Durch geltendes landwirtschaftliches 
Fachrecht wird bereits heute dieses 
verhindert. 

Positive Reaktionen auf die neuen 
Umweltgesetze kamen bereits vom 
Wasserverbandstag Bremen, Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt. 

 
FEUERWEHRFÜHRERSCHEIN KOMMT 

 
Der Niedersächsische Landtag hat 
jetzt die gesetzliche Grundlage zur 
Einführung des so genannten 
Feuerwehrführerscheins beschlossen. 
Auf Basis der im Landtag beschlos-

senen gesetzlichen Grundlage hat 
die Landesregierung eine Ver-
ordnung erarbeitet und mit den 
Verbänden abgestimmt. Diese ha-
ben das Vorgehen bereits grund-
sätzlich begrüßt.   
Künftig werde es dann zwei unter-
schiedliche Fahrberechtigungen 
geben: 

 

1. Bei Feuerwehrfahrzeugen bis zu 
einem zulässigen Gesamt-
gewicht von  4,75 t genügt eine 
interne Schulung bzw. Einwei-
sung und die Feststellung der 
Befähigung zum Führen von 
Einsatzfahrzeugen.  

2. Bis zu einem zulässigen Ge-
samtgewicht des Feuerwehr-
fahrzeuges von 7,5 t ist in der 
aktuellen Bundesregelung eine 
vom Umfang her verringerte 
praktische Ausbildung in einer 
Fahrschule sowie eine erfolg-
reiche praktische Prüfung durch 
einen Fahrprüfer vorgesehen. 
Nach zwei Jahren kann diese 
Fahrberechtigung in eine Fahr-
erlaubnis der Klasse C1 umge-
schrieben werden.  

 
KONZEPT ZUR WEITERENTWICKLUNG 
DER KINDER- UND JUGENDPSYCHIA-
TRIE UND JUGENDPSYCHOTHERAPIE 

 
Der Niedersächsische Landtag hat 
auf Antrag der Fraktionen von CDU 
und FDP ein Konzept zur Weiter-
entwicklung der Kinder- und Ju-
gendsychiatrie und Jugendpsy-
chotherapie beschlossen. 

Zur Begründung der Initiative ist 
ausgeführt worden, dass Eltern und 
Kindern mit psychischen Erkran-
kungen nicht alleine gelassen wer-
den dürfen. Eine Studie des 
Robert-Koch-Instituts weist anstei-
gende Erkrankungszahlen für Ju-
gendliche unter 17 Jahren aus. 
Insbesondere müssen wir den Blick 
auf Familien mit Migrationshinter-
grund bzw. mit niedrigem sozio-
ökonomischem Status richten. Alle 
Betroffenen müssten die Möglich-
keiten zur schnellen und 
wohnortnahen medizinischen Hilfe 
haben. 

Den seit 2002 stattfindenden Aus-
bau der Platzzahlen im stationären 
und teilstationären Bereich in 
Niedersachsen begrüßt die CDU 
Landtagsfraktion sehr. Mit unserem 
Antrag wollen wir diese Plätze 
sichern und verbessern und darüber 
hinaus um ein ambulantes Angebot 
ergänzen. Dazu soll das im Jahr 
2005 erstellte Konzept der Landes-
regierung zur Kinder- und Jugend-
psychiatrie weiterentwickelt werden.  

 
MISSBILLIGUNGSANTRAG 

GESCHEITERT 
 

Der Landtag lehnte einen ent-
sprechenden Antrag der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen der Regier-
ungsparteien CDU und FDP ab. 
Ministerpräsident Wulff enthielt sich 
bei der namentlichen Abstimmung. 

Der Ministerpräsident hat einen 
Fehler eingeräumt, den Vorteil 
beglichen und die Öffentlichkeit um 
Entschuldigung gebeten. Er hat 
alles sofort offen gelegt, nichts ist 
streitig, auch nicht die Bewertung 
als Verstoß gegen das Minister-
gesetz. Insofern ist dieser SPD-
Antrag nur ein Nachtreten der im 
Januar Plenum gescheiterten dring-
lichen Anfrage. 

 

LANDTAGS-UMBAU  
 

 

Ab Montag werden die Archi-
tektenentwürfe für den neuen Ple-
narsaal im Landtag öffentlich aus-
gestellt. Die Regierungsfraktion 
CDU und FDP, sowie die SPD 
Landtagsfraktion tragen die Ent-
scheidung der Baukommission über 
einen Um- oder Neubau des 
Plenarsaals mit.  

 
PLENUM 
IN KÜRZE 
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BERICHT AUS DEM 
EUROPAPARLAMENT  

 
des Ausschusses für Binnenmarkt 
und Verbraucherschutz des EPs, 
konnte Hans-Peter Meyer benannt 
werden, der sich auf die Zusammen-
arbeit mit Michel Barnier, Kom-
missar für Binnenmarkt und Dienst-
leistungen und mit Antonio Tajani, 
Kommissar für Industrie und Unter-
nehmen, freut. Darüber hinaus wird 
sicherlich ein reger Austausch mit 
unserem deutschen Kommissar 
Günther Oettinger (Energie) statt-
finden. Er ist seit  Jahren bekannt 
und wir schätzen seine Arbeit sehr.  

 
GANZKÖRPER-SCANNER 

 
Die Debatte über Ganzkörper-
Scanner an Europas Flughäfen wird 
neu aufgerollt. Vor dem Euro-
päischen Parlament kündigte EU-
Kommissionsvizepräsident und Ver-
kehrskommissar Siim Kallas nun 
eine umfassende Untersuchung 
über den Einsatz der neuen Sicher-
heitstechnologie an. "Um Anschläge 
auf die zivile Luftfahrt zu verhindern, 
brauchen wir eine Bandbreite an 
gemeinsamen und abgestimmten 
Maßnahmen", sagte Kallas. "Ganz-
körperscanner sind kein Allheil-
mittel". Die EU-Kommission werde 
dem Europaparlament im April einen 
ausführlichen Bericht vorlegen, der 
auch die Sicherheits-, Personen- 
und Datenschutzbedenken berück-
sichtige. Danach werde entschie-
den, ob der Einsatz von Ganzkör-
perscanner EU-weit oder, wie bis-
lang, national geregelt werden sollte.  

 
SWIFT-ABKOMMEN 

 
 

 
 

Die Abgeordneten des EP 
verweigerten dem Interimsab-
kommen zur Übertragung von EU-
Bankdaten an die USA über den 
Finanzdienstleister SWIFT ihre Zu-
stimmung - aufgrund von Bedenken 

hinsichtlich Datenschutz, Verhältnis-
mäßigkeit und Gegenseitigkeit. Die 
Ablehnung erklärt den von EU-
Ministerrat und USA unterzeich-
neten Text für ungültig. Das EP 
schlägt vor, ein neues Abkommen 
auszuhandeln. Ministerrat und Kom-
mission müssen nun zusammen mit 
dem EP ein klares Mandat für die 
Verhandlungen formulieren, das 
den europäischen Standards 
gerecht wird. Lissabon-Vertrag und 
die EU-Charta der Grundrechte 
müssen berücksichtigt werden. In 
das langfristige Abkommen sollte 
ein Auskunftsrecht für Bankkunden 
und eine gerichtliche Überprüfbar-
keit der Datenverarbeitung aufge-
nommen werden. Darüber hinaus ist 
eine präzise Definition des Begriffs 
"Terrorismus" unerlässlich. Eine 
Datenweitergabe, die nur auf einem 
vagen Verdacht beruht, darf es nicht 
geben. 
 

EFRE-MEDIENFÖRDERUNG LÄUFT 
SEHR GUT 

 
Nach fast der Hälfte der EFRE-
Förderperiode 2007-2013 wird die-
ses Instrument von der audio-
visuellen Medienbranche Nieder-
sachsens sehr gut angenommen. 
Der Leiter des Geschäftsbereichs 
„Förderung“ der Mediengesellschaft 
der Länder Niedersachsen und 
Bremen, Jochen Coldewey, hat jetzt 
Bilanz gezogen und bestätigte, dass 
gerade im Bereich „Regionaler 
Wettbewerb und Beschäftigung 
(RWB)“ die Mittel gut abfließen. 
Jochen Coldewey wünscht sich 
allerdings auch, dass noch mehr 
Anträge im Fördergebiet „Konver-
genz“ gestellt werden. Damit sollen 
u.a. die Vernetzung, Entwicklung 
und Stärkung vorhandener Poten-
ziale der multimedial geprägten 
Film- und audiovisuellen Medien-
wirtschaft vorangetrieben werden. 
Das Fördergebiet Konvergenz um-
fasst in Niedersachsen die Land-
kreise Celle, Cuxhaven, Harburg, 
Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, 
Osterholz, Rotenburg, Stade, 
Uelzen, Verden und Soltau- 
Falligbostel. 

 
EU-BEITRITTSKANDIDATEN : 

ABGEORDNETE MAHNEN ZU WEITEREN 
REFORMEN 

 
 

 
 

Die Beitrittskandidaten der EU 
werden jährlich durch die Kom-
mission und den Auswärtigen Aus-
schuss des Parlaments im Hinblick 
auf die Erfüllung der Beitrittskriterien 
überprüft. Der Türkei konnten für 
2009 nur geringe Fortschritte 
bescheinigt werden, kritisiert wurden 
insbesondere Reformdefizite. Kro-
atiens Anstrengungen in Richtung 
Beitritt wurden positiv bewertet. Mit 
der ehemaligen jugoslawischen Re-
publik Mazedonien wurde die bal-
dige Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen angeregt. 

 
KAMPF GEGEN MENSCHENHANDEL 

 
Im Plenum wurden Entschließungs-
anträge zum Thema Menschenhan-
del abgestimmt. Hier bezieht die 
EVP eine klare Position und will mit 
aller Entschlossenheit und der 
notwendigen Härte gegen den Men-
schenhandel vorgehen. Ich bin für 
mehr und besseren Opferschutz 
und schärfere Maßnahmen gegen 
Menschenhändler, um ihnen das 
Handwerk zu legen. 

 
ABSTIMMUNG ÜBER DIE NEUE 

KOMMISSION 
 

Um drei Monate verzögert kann die 
neue Europäische Kommission ihr 
Amt antreten. Die Abgeordneten 
des EP haben das neue Kollegium 
der 26 Kommissare für die nächsten 
fünf Jahre ins Amt berufen. Das 
Votum hatte sich aufgrund des 
Inkrafttretens des neuen EU-Ver-
trages von Lissabon sowie durch 
den Rücktritt der Kandidatin aus 
Bulgarien verzögert. Als Mitglied 
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LANDTAGSFAHRT  
AM 16.12.2009 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

FÜR GESUNDES SCHULFRÜHSTÜCK 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gudrun Pieper mit der 1. 
Vorsitzenden des „Schulvereins 
und Freundeskreises der Schule 

Wietzendorf e.V.“ Renate 
Budnowski. 

 
 

 

 

 

"GLEICHSTELLUNG ERREICHT ? 
POLITISCHE TEILHABE VON FRAUEN IN 

EUROPA"   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Unter diesem Titel veranstaltete das 
EIZ gemeinsam mit dem Landes-

frauenrat eine Podiumsdsiskussion  
in Hannover 

 
 
 

 

DANK AN DIE STRAßENMEISTEREI 
IN SCHWARMSTEDT 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Für ihren engagierten Einsatz im 
Winterdienst bedankte sich Gudrun 

Pieper bei den Mitarbeitern 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pressegespräch in der neuen CDU-
Kreisgeschäftsstelle  

 

 
NEUES AUS DEM 

MITARBEITERTEAM  
 

 
Der Niedersächsische Landtag be-
absichtigt eine Um- bzw. Neuge-
staltung des Plenarsaalbereichs 
einschließlich des Eingangsbe-
reichs, der Sitzungs- und Büroberei-
che sowie der Bereiche für Be-
sucherinnen und Besucher und der 
Medien. Dadurch sind Besuche im 
Landtag nur noch in begrenztem 
Umfang bis zum Sommer 2010 
möglich. Wenn Sie den Landtag vor 
dem Umbau noch einmal besuchen 
möchten, melden Sie sich bitte bei 
uns im Büro unter der Telefon-
nummer 05161-73046. 
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GUDRUN PIEPER UNTERWEGS 
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Helmut Kohl 

 
PREISVERLEIHUNG 

 IM LEINESCHLOSS HANNOVER 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

Die HRS-Hodenhagen belegte den 
2.Platz mit einer selbst gestalteten 

Internetseite beim landesweiten 
Wettbewerb „Geschichtsatlas“„ 

 
 
 

 

BESUCH BEI "DE TEESTUV"   
IN BOMLITZ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

v.lks.: Gudrun Pieper MdL, 
Geschäftsführerin des Paritätischen 

Vereins SFA e.V. Dagmar Kosinski und 
Leiterin Elsbeth Heerlein 

 
 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

Geschäftsführung, Abgeordnete, und 
Mitarbeiter freuen sich über die neue 

Zentrale 

KREISGESCHÄFTSSTELLE UND ABGEORDNETENBÜROS 
 JETZT IN DER MOORSTRAßE 2 

 
 


